
Scheinselbstständigkeit auch bei 
einer Unternehmergesellschaft?
Bisher galt nach der Rechtsprechung, dass die Ausübung einer Vermittlungstätigkeit 

in Form einer Ein-Mann-GmbH oder einer Ein-Mann-Unternehmergesellschaft 

(UG) den Status als abhängig beschäftigter Arbeitnehmer ausschloss. Das 

Landessozialgericht (LSG) Niedersachsen-Bremen hat nunmehr anders entschieden.

In einem Urteil vom 18. März 2022 (AZ L 1 BA 54/18) hat das 
Landessozialgericht (LSG) Niedersachsen-Bremen den dor-
tigen Gesellschafter-Geschäftsführer einer UG als Arbeit-
nehmer des vertretenen Unternehmens angesehen. Ein wirk-
samer schriftlicher Vertrag über die Vermittlung von Kon-
sumgütern aus dem Bereich Fotografie und Sport bestand 
dabei nur zwischen dem Unternehmen und der UG. 

I. Grundsatz: Keine persönliche Abhängigkeit 
Auch das LSG ging davon aus, dass es sich bei der UG um ei-
ne Unterform der Gesellschaft mit beschränkter Haftung mit 
einem niedrigeren Stammkapital handele. Eine UG sei eben-
so wie eine GmbH eine juristische Person des Privatrechts 
(vgl. § 13 Abs. 1 GmbHG). 

Abhängig beschäftigt könnten hingegen stets nur natürliche, 
nicht aber juristische Personen sein. Das decke sich mit § 2 SGB 
IV, aus dem sich der von der Sozialversicherung umfasste Per-
sonenkreis ergebe. Eine juristische Person des Privatrechts kön-
ne persönlich keine Dienste erbringen, wie es in § 613 Satz 1 
BGB für den Arbeitnehmer vorausgesetzt werde. Dementspre-
chend habe der Gesellschafter-Geschäftsführer als natürliche 
Person für die UG die vereinbarten Dienstleistungen erbracht.

II. Ausnahmen nach Einzelfallprüfung
Obwohl das LSG eine grundsätzliche Verpflichtung aner-
kannte, die vom bürgerlichen Recht gewährleistete eigen-
ständige Existenz und Handlungsfähigkeit juristischer Per-
sonen rechtlich zugrunde zu legen, verbot es diese Verpflich-
tung nach seiner Auffassung nicht, die Beziehung zwischen 
dem Unternehmen und dem Gesellschafter-Geschäftsführer 
persönlich zu prüfen: Der rein formale Akt der Gründung 
einer Ein-Personen-UG könne allenfalls ein gegen ein Be-
schäftigungsverhältnis sprechendes Indiz sein. 

Für ein solches Beschäftigungsverhältnis sprächen ande-
re Anhaltspunkte, insbesondere
•	 die Aufgabe des Gesellschafter-Geschäftsführers, auf-

grund seiner Erfahrungen und Kenntnisse die vertriebli-
chen Strukturen des vertretenen Unternehmens zu opti-
mieren und dieses im Vertrieb seiner Produkte zu unter-
stützen,

•	 die Abstimmung von Planungen mit der Geschäftsfüh-
rung des Unternehmens,

•	 die Festlegung von Verkaufskonditionen nur nach Rück-
sprache mit dem Unternehmen,

•	 die Information des Unternehmens bei Verhinderung,
•	 die spätere Ausübung quasi derselben Tätigkeit im Rah-

men eines direkt abgeschlossenen Arbeitsvertrags sowie
•	 ein fehlendes Unternehmerrisiko aufgrund eines fest ver-

einbarten Tagessatzes.

Fazit
Das LSG setzt sich in seiner Entscheidung sehr „leichtfüßig“ 
über den Umstand hinweg, dass wirksame vertragliche Bezie-
hungen nur zur UG bestanden. Immerhin hat es die Revision 
zum Bundessozialgericht (BSG) zugelassen. Es bleibt daher zu 
hoffen, dass das BSG die Entscheidung korrigiert.� ■
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